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§ 4a

Auftragsmaßnahmen

(1) Soweit Maßnahmen, die den Anforderungen von § 34 Abs. 1 
Satz 2 AFG und § 4 dieser Anordnung entsprechen, in angemessener 
Zeit nicht oder nicht im erforderlichen Umfang angeboten werden, 
sind grundsätzlich Träger mit der Durchführung beruflicher Bildungs­
maßnahmen zu beauftragen. Über die Planung und den Erfolg von 
Auftragsmaßnahmen sind die Beiräte im Rahmen des § 191 
Abs. 1 AFG rechtzeitig zu unterrichten.

(2) Auftragsmaßnahmen sollen zu Festpreisen vergeben werden.

(3) Die einzelnen Bedingungen zur Durchführung der Auftragsmaß­
nahme und über die Zusammenarbeit mit der Arbeitsverwaltung sind 
vor Beginn der Maßnahme schriftlich in einem Vertrag festzulegen. 
Der Träger hat sich insbesondere zu verpflichten, den Dienststellen 
der Arbeitsverwaltung Auskünfte über die Durchführung und den 
Erfolg der Maßnahme zu geben und entsprechende Feststellungen zu 
unterstützen.

(4) Bei Maßnahmen, die in Betrieben durchgeführt werden, kann 
das Arbeitsamt verlangen, daß der Betrieb vor Auftragserteilung eine 
Stellungnahme des Betriebsrates dazu vorlegt, ob durch die Maßnah­
me betriebliche Ausbildungsplätze oder Weiterbildungsmaßnahmen, 
für die der Betrieb überwiegend selbst die Kosten zu tragen hat, 
wegfallen.

§5

Wiederholung der Maßnahme

(1) Die Wiederholung der gesamten Maßnahme wird nicht geför­
dert.

(2) Im Rahmen einer Maßnahme kann nur einmal ein Teil als 
Wiederholung gefördert werden.

§ 6

Zweckmäßigkeit der Teilnahme 
an einer Maßnahme

. Die Teilnahme an einer Bildungsmaßnahme ist zweckmäßig, wenn 
durch sie die berufliche Situation für den Antragsteller in Überein­
stimmung mit den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes gesichert oder 
verbessert wird.

§ 6a

Auswahl der Maßnahme

Es wird grundsätzlich nur die Teilnahme an der Maßnahme 
gefördert, die vom Arbeitsamt im Rahmen seines pflichtgemäßen 
Ermessens gemäß § 33 AFG für den Antragsteller festgelegt wird. Bei 
der Festlegung der Maßnahme ist insbesondere zu berücksichtigen, 
welche der zur Auswahl anstehenden Maßnahmen kostengünstiger, 
vom Inhalt her erfolgsversprechender und von Beginn und Dauer her 
wirtschaftlicher ist. Der Eintritt in eine später beginnende Maßnahme 
kann festgelegt werden, wenn die sich daraus für den Teilnehmer 
ergebende Wartezeit unter Berücksichtigung der Besonderheiten des 
Einzelfalles nicht unangemessen ist. Für diese Festlegung sind in der 
Regel alle Maßnahmen mit Vollzeit- oder Teilzeitunterricht am 
Wohnort des Antragstellers oder in dessen Tagespendel bereich zu 
berücksichtigen, die für ihn unter Beachtung des Maßnahmezieles in 
Betracht kommen. Maßnahmen mit Fernunterricht sind einzubezie­
hen, soweit nach den Gesamtumständen des Einzelfalles, insbesonde­
re den persönlichen Verhältnissen des Antragstellers, ein Erreichen 
des Maßnahmezieles in angemessener Zeit erwartet werden kann. 
Stimmt das Arbeitsamt in begründeten Fällen der Teilnahme an einer 
anderen als der festgelegten Maßnahme zu, sind Leistungen nur im 
Rahmen des § 11a zu gewähren.

§7
Leistungsvoraussetzungen und förderungsfähiger 

Personenkreis

(1) Personen, die sich beruflich fortbilden oder beruflich umschulen 
wollen, werden nur gefördert, wenn sie beabsichtigen, innerhalb von 
vier Jahren nach Abschluß der Maßnahme mindestens drei Jahre lang 
eine die Beitragspflicht begründende Beschäftigung auszuüben.

(2) Eine abgeschlossene Berufsausbildung im Sinne des § 42 AFG 
liegt vor, wenn ein Berufsabschluß in einem anerkannten Beruf 
erworben wurde, für den die Ausbildungszeit mit mindestens zwei 
Jahren festgesetzt ist.

(3) Als berufliche Tätigkeit im Sinne des § 42 AFG gelten auch 
Zeiten einer nicht abgeschlossenen Berufsausbildung, der Teilnahme 
an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme (§§ 40 und 
40b AFG) und die Tätigkeit im eigenen Haushalt.

(4) Fernunterricht gilt als berufsbegleitender Unterricht im Sinne 
des § 42 AFG.

§ 8
Nichtdeutsche

(1) Personen, die nicht Deutsche im Sinne des § 19 Abs. 3 AFG sind, 
werden nur gefördert, wenn sie in den letzten drei Jahren vor dem 
Eintritt in die Maßnahme mindestens zwei Jahre im Geltungsbereich 
des Arbeitsförderungsgesetzes erlaubt tätig waren.

(2) Die Einschränkung des Absatzes 1 gilt nicht für nichtdeutsche 
Ehegatten von Deutschen im Sinne des § 19 Abs. 3 AFG.

§9
Interessengebundene Maßnahmen

(1) Ein besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse im Sinne des 
§ 43 Abs. 2 AFG besteht, wenn die Teilnehmer an der Maßnahme für 
Tätigkeiten auf Arbeitsplätzen fortgebildet oder umgeschult werden, 
die

1. für die Sicherung oder Bereitstellung von anderen Arbeits- oder 
Ausbildungsplätzen notwendig sind,

2. benötigt werden, um arbeitsmarkt- und strukturpolitisch er; 
wünschte Betriebsansiedlungen oder -erweiterungen durchfüh­
ren zu können,

■ ' :  i 0Cund Fachkräfte mit beruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten, die 
durch die Teilnahme an der Maßnahme vermitteltjverdep, nicht oder 
nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen.

(2) (gegenstandslos)

(3) Ein besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse besteht insbe­
sondere auch an der Teilnahme an beruflichen Bildungsmaßnahmen, 
die ein Betrieb bei einer besonders ungünstigen Beschäftigungslage 
für seine Arbeitnehmer, die andernfalls von Arbeitslosigkeit bedroht 
wären, durchführt oder durchführen läßt.

Zweiter Abschnitt 
Art und Umfang der Förderung

§ 10
Unterhaltsgeld

(1) Unterhaltsgeld nach § 44 Abs. 2 AFG erhält ein Teilnehmer, der 
vor Eintritt in die Maßnahme

1. beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet ist (§44 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 1 AFG) oder

2. glaubhaft macht, daß er von Arbeitslosigkeit bedroht ist (§ 44 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 AFG) oder

3. noch keinen beruflich anerkannten Abschluß erworben hat. 
Diesem steht ein Teilnehmer gleich, der einen solchen Abschluß 
erworben hat, jedoch länger als die doppelte Ausbildungszeit 
des erlernten Berufes nicht mehr tätig war.


